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721 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die zivilrechtlichen Aspekte interna-

tionaler Kindesentführung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten des Königreichs der Niederlande
hat die Bundesrepublik Deutschland am 27. Sep-
tember 1990 ihre Ratifikationsurkunde zum Über-
einkommen über die zivilrechtlichen Aspekte
internationaler Kindesentführung (BGBl.
Nr. 512/1988, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 626/1990) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Bundesrepublik Deutschland nachste-
henden Vorbehalt erklärt bzw. Erklärung abgege-
ben:

Vorbehalt:

„Die Bundesrepublik Deutschland erklärt in
Übereinstimmung mit Artikel 26 Abs. 3, daß sie nur
insoweit gebunden ist, die sich aus der Beiordnung
eines Rechtsanwalts oder aus einem Gerichtsverfah-
ren ergebenden Kosten im Sinne des Artikels 26
Abs. 2 zu übernehmen, als diese Kosten durch ihre
Vorschriften über die Prozeßkosten und Beratungs-
hilfe gedeckt sind."

Erklärung:

„Die Bundesrepublik Deutschland geht davon
aus, daß Ersuchen aus anderen Vertragsstaaten
gemäß Artikel 24 Abs. 1 regelmäßig von einer
deutschen Übersetzung begleitet sein werden."

Gemäß Artikel 6 des Übereinkommens wurde als
zentrale Behörde für die Bundesrepublik Deutsch-
land bestimmt: Der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof — zentrale Behörde nach dem
Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz —
Neuenburger Straße 15, 1000 Berlin 61, Post-
fach 11 06 29, D-1000 Berlin 11.

Riegler

722. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr der Republik Österreich und der für
das ADR zuständigen Behörde der Deutschen
Demokratischen Republik gemäß Rn. 10 602
ADR betreffend Übergangsvorschriften hin-
sichtlich der ADR-Novelle vom 1. Jänner 1990

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich und der für das ADR
zuständigen Behörde der Deutschen Demokrati-
schen Republik gemäß Rn. 10 602 ADR betreffend
Übergangsvorschriften hinsichtlich der ADR-No-
velle vom 1. Jänner 1990 *) wurde mit Schreiben des
Ministerrates der Deutschen Demokratischen Re-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 60/1990
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publik, Ministerium für Verkehr, vom 13. Septem-
ber 1990, Z. A 13-5/400/90/85-48-10, seitens der
Deutschen Demokratischen Republik widerrufen.

Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat dem Widerruf mit

24. September 1990 zugestimmt; die Vereinbarung
ist demgemäß mit diesem Datum außer Kraft
getreten.

Streicher

723.
VEREINBARUNG

ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM MINISTER FÜR
VERKEHR DER ITALIENISCHEN REPU-
BLIK BETREFFEND DEN EISENBAHN-

VERKEHR ÜBER DEN BRENNER
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich und der
Verkehrsminister der Republik Italien haben

— im Einklang mit den Zielsetzungen der
deutschen Bundesregierung und den Europäi-
schen Gemeinschaften;

— in der Überzeugung, daß die flüssige Abwick-
lung des Verkehrs eine wichtige Bedingung
für die wirtschaftliche Entwicklung ist;

— im Bewußtsein der Notwendigkeit, die besten
Lebensbedingungen für die Anrainer in den
von starken Güterverkehrsströmen durchzo-
genen Gebieten zu erhalten;

— mit dem Beschluß, zu diesem Zweck umge-
hend bedeutende Verkehrsanteile von der
Straße auf die Schiene zu verlagern;

— bis zur Realisierung des langfristigen Ausbaus
der Eisenbahnverbindung zwischen Verona
und München durch den Bau des neuen
Brenner-Basistunnels und die anderen damit
verbundenen Arbeiten;

— nachdem sie mit Befriedigung zur Kenntnis
genommen haben, daß von beiden Seiten
bereits konkrete Ausbaumaßnahmen an den
bestehenden Eisenbahninfrastrukturen, insbe-
sondere der Bau der Umfahrung Innsbruck, in
Angriff genommen wurden;

— nach Bekräftigung ihres Willens, dem Ausbau
der Eisenbahnstrecke weiterhin die notwendi-
gen Investitionsmittel zukommen zu lassen;

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die FS und die ÖBB werden im Rahmen ihrer
betrieblichen Autonomie ab 1. 12. 1989 eine
Kapazitätssteigerung von 30—32 Zügen pro Tag
vornehmen.

Weitere Kapazitätssteigerungen werden in die-
sem Sinne in der Folge realisiert, mit der
Zielsetzung, mittelfristig eine Kapazität von
200 Zügen pro Tag zu erreichen.
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Artikel 2

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden auf
dem jeweiligen Hoheitsgebiet so rasch als möglich,
tunlichst noch bis zum Ende des Jahres 1993, die
notwendigen Verbesserungen der Infrastrukturen
durchgeführt:

— Bau des Umfahrungstunnels Innsbruck

— Ausstattung mit Profil C zwischen Verona
und Brenner, wodurch Beförderung von
Straßenfahrzeugen mit 4 Metern Eckhöhe auf
Niederflurwagen ermöglicht wird

— Verstärkung der Fahrleitung auf dem italieni-
schen Streckenteil sowie Bau neuer Unter-
werke

— Verwirklichung weiterer technischer Maß-
nahmen (automatischer Streckenblock und
Gleiswechselbetrieb auf den belasteten Teilen
der Strecke u. zw. im Anschluß an die
Bahnhöfe von Verona, Trento, Bozen und
Brenner sowie im gesamtösterreichischen
Streckenabschnitt), um die Streckendurchlaß-
fähigkeit und die Sicherheitsbedingungen
weiter zu verbessern

— Fertigstellung des Umschlagzentrums Termi-
nal Verona Quadrante Europa zur Anhebung
der Be- und Entladekapazität auf italieni-
schem Gebiet.

Artikel 3

Um die Benützung der Transportkapazitäten auf
der Schiene kommerziell attraktiv zu gestalten,
verpflichten sich der italienische und der österreichi-
sche Verkehrsminister, auf die von den jeweiligen
Bahnverwaltungen angewandten Tarife einzuwir-
ken und sich dafür zu verwenden, daß von beiden
Seiten ein angemessener Anteil der daraus erwach-
senen Lasten auf der Basis der nationalen
Gesetzgebung in den gemeinwirtschaftlichen Lei-
stungsbereich übernommen wird.

Um die Verlagerung dieser Zahlungen transpa-
rent zu gestalten, verpflichten sich die Verkehrsmi-
nister, einander alle notwendigen Informationen
zukommen zu lassen.

Artikel 4

Die Verkehrsminister werden sich dafür einset-
zen, technische, organisatorische und finanzielle
Anreize für die Transportwirtschaft zu schaffen,
damit der Schienenverkehr verstärkt in Anspruch
genommen wird.

Darüber hinaus werden die Verkehrsminister auf
die zuständigen Stellen einwirken, um die Abläufe
in den Terminals zu optimieren und administrative
Hemmnisse zu beseitigen.

Sie werden weiters die Eisenbahnverwaltungen
auffordern, konkurrenzfähige Angebote, insbeson-
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dere hinsichtlich Beförderungszeit, Beförderungs-
qualität und Beförderungspreis zu erstellen.

Artikel 5

Die Verkehrsminister werden sich im Falle von
wichtigen Änderungen der gesetzlichen Situation
und der Regelungen des Güterschwerverkehrs auf
der Straße gegenseitig informieren, damit rechtzei-
tige Konsultationen vor Wirksamkeit der vorgese-
henen Änderungen durchgeführt werden können.

Artikel 6

Diese Vereinbarung tritt mit 1. Dezember 1989 in
Kraft.

Artikel 7

Jede Partei kann das vorliegende Übereinkom-
men unter Wahrung einer 6-monatigen Kündi-
gungsfrist aufkündigen.

Geschehen zu Rom am 22. November 1989 in
zweifacher Ausfertigung in italienischer und deut-
scher Sprache, wobei beide Ausfertigungen glei-
chermaßen authentisch sind.

Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr der Republik Österreich:

Rudolf Streicher

Der Minister für Verkehr der italienischen Repu-
blik:

Carlo Bernini

Riegler

724.
VEREINBARUNG

ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH, DEM BUNDESMINISTER FÜR
VERKEHR DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND UND DEM VER-
KEHRSMINISTER DER ITALIENI-
SCHEN REPUBLIK ÜBER DIE VERBES-
SERUNG DES ALPENQUERENDEN EI-

SENBAHNVERKEHRS
Der Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu-

blik Deutschland, der Verkehrsminister der italieni-
schen Republik und der Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik
Österreich, im folgenden Vertragsparteien genannt,
sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Zur verstärkten Nutzung der Schienenwege im
Transitverkehr sollen die Kapazitäten des Kombi-
nierten Verkehrs auf der Brenner-Strecke spürbar
erhöht werden.
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Artikel 2

Die Vereinbarung gilt für die Eisenbahnstrecke
München—Verona einschließlich der Terminals in
den Endpunkten.

Artikel 3

(1) Die Vertragsparteien unterstützen
— die auf Grund der 1986 in Rom und 1989 in

Udine getroffenen Absprachen zwischenzeit-
lich eingeleiteten Maßnahmen und

— die von den Bahnverwaltungen für die
Brennerstrecke vereinbarte kurzfristige Kapa-
zitätserweiterung um 31 Züge pro Tag.

(2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein,
daß die angestrebte maximale Ausnutzung der
Eisenbahnen nicht an den Kapazitätsengpässen
scheitern soll. In diesem Sinne gehen die Vertrags-
parteien von den seit 1986 getroffenen Vereinba-
rungen und verabschiedeten Berichten aus und
sichern sich die hiefür erforderliche Zusammenar-
beit zu.

(3) Durch Fertigstellung der Strecke Mün-
chen—Mühldorf—Freilassing wird die Strecke
München—Rosenheim so entlastet, daß für den
Eisenbahnverkehr auf der Brennerachse das Ziel
einer Gesamtkapazität von 200 Zügen pro Tag
erreicht werden kann.

Artikel 4

(1) Zu diesem Zweck werden die Vertragspar-
teien darauf hinwirken, daß die Deutsche Bundes-
bahn, die Österreichischen Bundesbahnen sowie die
italienischen Staatsbahnen die dazu nötigen investi-
ven und betriebsorganisatorischen Maßnahmen in
gegenseitigem Einvernehmen verwirklichen.

(2) Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden
auf dem jeweiligen Hoheitsgebiet so rasch wie
möglich, tunlichst noch bis 1994, die notwendigen
Verbesserungen der Infrastrukturen durchgeführt:

— Bau des Umfahrungstunnels Innsbruck

— Ausstattung mit Profil C zwischen Verona
und Brenner, wodurch die Beförderung von
Straßenfahrzeugen mit einer Eckhöhe von
4 Metern ermöglicht wird

— Verstärkung der Fahrleitung auf dem italie-
nischen Streckenteil sowie Bau neuer Unter-
werke

— Verwirklichung weiterer technischer Maß-
nahmen (automatischer Streckenblock und
Gleiswechselbetrieb auf den belasteten Teilen
der Strecke und zwar im Anschluß an die
Bahnhöfe Verona, Trento, Bozen und Brenner
sowie im gesamten österreichischen Strecken-
abschnitt), um die Streckenleistungsfähigkeit
weiter zu verbessern

— Fertigstellung des Umschlagzentrums Termi-
nal Verona Quadrante Europa zur Anhebung
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der Be- und Entladekapazität auf italieni-
schem Gebiet

— Bau des Umschlagbahnhofes München-Riem
— Wesentlicher Baufortschritt auf der Strecke

München—Mühldorf—Freilassing (sobald
dies technisch und betrieblich möglich ist, wird
diese Strecke zur Entlastung der Strecke
München—Rosenheim herangezogen)

— Ausbaumaßnahmen [unter anderem siche-
rungstechnische Maßnahmen sowie Beseiti-
gung von höhengleichen Bahnübergängen
(Eisenbahnkreuzungen)] auf der Strecke Gra-
fing—Rosenheim—Kiefersfelden, um die
Streckenleistungsfähigkeit weiter zu verbes-
sern.

(3) Die Vertragsparteien werden sich im Falle von
wichtigen Änderungen der gesetzlichen Situation
und der Regelungen des Güterschwerverkehrs auf
der Straße gegenseitig informieren, damit rechtzei-
tige Konsultationen vor Wirksamkeit der vorgese-
henen Änderungen durchgeführt werden können,
mit dem Ziel, möglichst zu einem abgestimmten
Vorgehen zu kommen.

Artikel 5

(1) Die Bahnen werden zugleich aufgefordert, in
Zusammenarbeit mit den Gesellschaften des Kombi-
nierten Verkehrs wettbewerbsfähige Angebote für
den Kombinierten Verkehr über die ' Brenner-
Strecke zu erarbeiten, die am Verkehrsmarkt
konkurrenzfähig sein müssen, insbesondere hin-
sichtlich Beförderungsqualität, Beförderungszeiten
und Beförderungstarifen.

(2) Zur Erreichung der Ziele des gegenständli-
chen Abkommens werden sich die Vertragsparteien
dafür einsetzen, ihren jeweiligen Eisenbahnen
eventuelle Geschäftsverluste nach den nationalen
Vorschriften zu ersetzen. Bei der Feststellung dieser
Verluste sind die den Bahnen erwachsenen
Transportkosten und die von ihnen erzielbaren
Erlöse zu berücksichtigen.

(3) Die Modalitäten und Kriterien für den
Ausgleich werden gesondert zwischen den Ver-
tragsparteien mittels Briefwechsel geregelt.

(4) Die Vertragsparteien werden sich dafür
einsetzen, daß im Interesse einer raschen Beförde-
rung von den rechtlich zulässigen Möglichkeiten
Gebrauch gemacht wird, um die Abläufe in den
Endpunkten zu optimieren und administrative
Hindernisse, insbesondere zollbehördlicher, veteri-
närmedizinischer und phytosanitärer Art, zu beseiti-
gen.

Artikel 6

Die Vertragsparteien verpflichten sich dafür
einzutreten, im Falle von länger als fünf Stunden
andauernden Unterbrechungen im Kombinierten
Verkehr gebuchten oder unterwegs befindlichen
Ladeeinheiten (sofern letztere entladen werden
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können) die Weiterfahrt auf der Straße zu
ermöglichen. Die Modalitäten werden von den
zuständigen Stellen gesondert vereinbart.

Artikel 7

(1) Die Beauftragten der Vertragsparteien, der
Bahnen sowie der Gesellschaften des Kombinierten
Verkehrs treffen sich regelmäßig, um den Fortgang
der Arbeiten zu besprechen und die nächsten
Schritte festzulegen.

(2) Probleme, die im Rahmen dieser Zusammen-
treffen nicht ausgeräumt werden konnten, sind den
Ministern zur Entscheidung vorzulegen.

Artikel 8

(1) Diese Vereinbarung tritt am Tage ihrer
Unterzeichnung in Kraft und gilt für die Dauer von
sechs Jahren. Danach verlängert sich ihre Geltungs-
dauer jeweils um weitere fünf Jahre, sofern sie nicht
von einer Vertragspartei unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten vor Ablauf durch
Notifikation gekündigt wird.

(2) Die zwischen dem Verkehrsminister der
italienischen Republik und dem Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik
Österreich am 22. November 1989 *) in Rom
abgeschlossene Vereinbarung betreffend den Eisen-
bahnverkehr über den Brenner bleibt durch das
gegenständliche Abkommen unberührt.

Geschehen zu Rom am 9. Mai 1990

in drei Urschriften, jede in deutscher und
italienischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist.

Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr der Republik Österreich:

R. Streicher

Der Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu-
blik Deutschland:
F. Zimmermann

Der Verkehrsminister der italienischen Republik:
Carlo Bernini

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 723/1990

Riegler
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